
des Einspruchs (Berufung). Auf den Zeitpunkt, an dem 
der Adressat das Schriftstück tatsächlich in Empfang 
genommen hat, kommt es hierbei kraft ausdrücklicher 
rechtlicher Regelung nicht an.
Dem Kläger wurde das Urteil des Bezirksgerichts nach 
Maßgabe der genannten rechtlichen Bestimmungen am 
11. November 1970 zugestellt. Hiernach hätte der dage­
gen eingelegte Einspruch (Berufung) spätestens am 
25. November 1970 beim Obersten Gericht eingegangen 
sein müssen. Die Möglichkeit hierzu war auch für den 
Kläger gegeben, da er die Urteilsausfertigung nach 
seinen eigenen Angaben bereits am 17. November 1970 
bei dem Postamt entgegengenommen hat, so daß ihm 
noch eine volle Woche für die Einlegung des Einspruchs 
(Berufung) zur Verfügung stand. Tatsächlich ist der 
Einspruch (Berufung) des Klägers jedoch erst am 
3. Dezember 1970 beim Obersten Gericht eingegangen 
und damit um acht Tage verspätet eingelegt worden. 
Die Versäumung der Frist zur Einlegung des Ein­
spruchs (Berufung) beruht auf einem Verschulden des 
Klägers i. S. des § 34 Abs. 1 AGO. Der Kläger ist 
durch die dem Urteil des Bezirksgerichts beigefügte 
Rechtsmittelbelehrung auf die Bedeutung und Einhal­
tung der 14tägigen Frist zur Einlegung des Einspruchs 
(Berufung) nach Zustellung des Urteils ausdrücklich 
hingewiesen worden. Selbst wenn dem Kläger der 
Rechtsbegriff der Zustellung nicht bekannt gewesen 
sein sollte, hätte er sich sagen müssen, daß für den 
Beginn der Frist zur Einlegung des Einspruchs (Beru­
fung) nicht ein von ihm durch die tatsächliche Ent­
gegennahme der Urteilsausfertigung bei dem Postamt 
beliebig beeinflußbarer Zeitpunkt maßgebend sein 
konnte. Er hätte sich auch vergewissern müssen, daß 
für die Einlegung des Einspruchs (Berufung) nicht der 
Zeitpunkt der Aufgabe des Einspruchsschreibens bei 
der Post, sondern der Zeitpunkt des Eingangs des Ein­
spruchsschreibens bei Gericht maßgebend ist. Der 
Kläger hat somit bei der Wahrnehmung seiner Rechte 
und Pflichten als Prozeßpartei im Hinblick auf die Ein­
haltung der Frist zur Einlegung des Einspruchs (Beru­
fung) nicht die notwendige, der Sache angemessene 
und ihm den Umständen nach zumutbare Sorgfalt auf­
gewendet. Seinem Antrag auf Befreiung von den nach­
teiligen Folgen der Versäumung der Frist zur Einle­
gung des Einspruchs (Berufung) konnte daher nicht 
stattgegeben werden.
Hieraus ergibt sich auf der Grundlage der Regelung 
der Einspruchsfrist (§ 47 Abs. 1 AGO) die Unzulässig­
keit der verspäteten Einlegung des Einspruchs (Beru­
fung). Da dem Kläger die Befreiung von den nachtei­
ligen Folgen der Versäumung der Einspruchsfrist 
nicht erteilt worden ist, kann der verspätet eingelegte 
Einspruch (Berufung) keinen Erfolg haben. Damit ist 
für eine sachliche Überprüfung der erstinstanzlichen 
Entscheidung des Bezirksgerichts eine Grundlage nicht 
gegeben und der Einspruch (Berufung) offensichtlich 
unbegründet i. S. des § 49 Abs. 1 AGO. Demgemäß 
war er durch Beschluß zu verwerfen.
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